
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 
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BGBl. Nr. 130/1948 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 26/1951 
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BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 20 
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01.01.1951 

Index 

98/01 Wohnbauförderung 

Text 

V. Altmieter. 

§ 20. (1) Der Hauseigentümer hat die Miete der Wohnräume (Geschäftsräume), die mit Fondshilfe 
wiederhergestellt wurden oder werden, demjenigen, der im Zeitpunkt der Kriegseinwirkung Hauptmieter 
dieser Räume war – im folgenden Altmieter genannt – anzubieten. Ist der Altmieter verstorben, so treten 
an seine Stelle seine nahen Angehörigen (§ 19 Abs. 2 Z 11 des Mietengesetzes), die mit ihm bei Eintritt 
der Kriegseinwirkung im gemeinsamen Haushalt gelebt, bei Geschäftsräumen mit ihm gemeinsam in 
diesem Geschäft gearbeitet oder aus dessen Erträgnissen den Unterhalt bezogen haben. Das Anbot ist vor 
der erstmaligen Vermietung, erstmaligen Einräumung eines anderen Benützungsrechtes an Dritte oder 
erstmaligen Übernahme in Eigenbenützung, frühestens jedoch vier Monate nach Bewilligung der 
Fondshilfe zu stellen. Zur Abgabe des Anbotes genügt die Absendung eines eingeschriebenen Briefes. 
Der Hauseigentümer hat längstens binnen einer Woche nach Bewilligung der Fondshilfe der Gemeinde 
die Anzahl und Größe der vor dem Eintritt des Kriegsschadens vorhanden gewesenen und der bei der 
Wiederherstellung in Aussicht genommenen Wohnungen (Geschäftsräume), ferner Name und Anschrift 
der Altmieter (soweit letztere für den Hauseigentümer feststellbar ist) bekanntzugeben. Die Gemeinde hat 
diese Angaben nach Überprüfung der Anschrift der Altmieter für jedes Haus gesondert durch Anschlag 
an der Amtstafel durch zwei Monate kundzumachen. Das Anbotschreiben des Hauseigentümers ist an die 
in der Kundmachung der Gemeinde ersichtliche Anschrift des Altmieters zu richten; sofern jedoch die 
Gemeinde innerhalb von zwei Monaten nach Bewilligung der Fondshilfe eine Kundmachung nicht 
vornimmt, ist das Anbot an die Anschrift des Altmieters zu richten, die auf Ansuchen des 
Hauseigentümers von dem nach Lage des beschädigten Hauses zuständigen Meldeamt bekanntgegeben 
wird. Ist nach Mitteilung dieses Meldeamtes die genaue Anschrift des Altmieters nicht bekannt oder der 
Altmieter verstorben, so genügt die Absendung des Anbotes an die zuletzt bekannte Anschrift. Der 
Altmieter (seine nahen Angehörigen) muß binnen dreißig Tagen das Anbot annehmen, widrigenfalls das 
Optionsrecht erloschen ist. 

(2) Soll an den wiederherzustellenden oder wiederhergestellten Wohnräumen (Geschäftsräumen) 
Wohnungseigentum im Sinne des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 149/1948, begründet werden, so gelten die 
Bestimmungen des Abs. 1 mit folgenden Abänderungen: 
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 a) dem Altmieter ist der Erwerb des Wohnungseigentums an den ehemals innegehabten Räumen zu 
den gleichen Bedingungen wie den übrigen Wohnungseigentümern desselben Hauses, höchstens 
aber zu den ortsüblichen Bedingungen anzubieten; 

 b) das Anbot kann schon vor dem Ansuchen um Gewährung der Fondshilfe gestellt werden; 

 c) die Verständigung der Gemeinde entfällt; zur Anbotstellung genügt die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die Anschrift des Altmieters, die auf Ansuchen des Hauseigentümers 
von dem nach Lage des beschädigten Hauses zuständigen Meldeamt bekanntgegeben wird. Ist 
nach Mitteilung dieses Meldeamtes die genaue Anschrift des Altmieters nicht bekannt oder der 
Altmieter verstorben, so genügt die Absendung des Anbotes an die zuletzt bekannte Anschrift. 
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